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Mit dem Regierungswechsel im Herbst 2009

und der Amtsübernahme von Dr. Philipp Rösler

als Bundesgesundheitsminister wurde eine

neue Kultur des Vertrauens in der Zusammen-

arbeit zwischen Politik und Ärzteschaft begrün-

det. Dies machte es möglich, wieder einen kon-

struktiven Dialog mit den politisch Verantwort-

lichen zu führen und das Augenmerk auf die ei-

gentlichen Probleme unseres Gesundheitswe-

sens zu lenken – die großen Herausforderungen

der Versorgung angesichts des medizinischen

Fortschritts und des demografischen Wandels. 

Der neue Minister Daniel Bahr hat bereits in

den vergangenen Jahren als Parlamentarischer

Staatssekretär auf eine enge Kooperation zwi-

schen Politik und Ärzteschaft sowie den ande-

ren Gesundheitsberufen hingewirkt. Neben sei-

ner Dialogbereitschaft ist es vor allem seine

Fachkompetenz, die uns Ärztinnen und Ärzte

auch für die Zukunft auf eine fruchtbare Zu-

sammenarbeit hoffen lässt.

Bahr wird, nachdem der neuen Regierung

zumindest ein Einstieg in ein neues Finanzie-

rungssystem für die Gesetzliche Krankenversi-

cherung gelungen ist, in diesem Jahr ein um-

fangreiches Versorgungsgesetz zur Bekämpfung

des Ärztemangels auf den Weg bringen.

Das ist ein richtiger Schritt. Denn wir brau-

chen eine zielgenauere Bedarfsplanung, um Un-

terversorgung vermeiden zu können. Es gilt,

Unwuchten bei der Verteilung der Kolleginnen

und Kollegen zu vermeiden, etwa durch finan-

zielle Anreize für die Tätigkeit in unterversorg-

ten Gebieten.

Aus meiner Sicht ist es künftig auch erfor-

derlich, den Versorgungsbedarf sektorenüber-

greifend zu betrachten. Daneben sollte ein Kon-

trapunkt zu den zentralistischen Bestrebungen

früherer Jahre gesetzt und das Mitspracherecht

der Länder gestärkt würde, so wie es auch unse-

re nordrhein-westfälische Gesundheitsministe-

rin Barbara Steffens fordert.

Denn schließlich ist die gesundheitliche Da-

seinsvorsorge nach dem Grundgesetz Ländersa-

che, tatsächlich aber spielen die sozialgesetzli-

chen Vorgaben der Bundesebene eine immer

größere Rolle.

Nun sollte sich die Politik des Ministers nicht

allein in der Reform der Bedarfsplanung er-

schöpfen. Bei einer Befragung der Bundesärzte-

kammer vom vergangenen Jahr gab fast die

Hälfte der Kolleginnen und Kollegen an, dass

unser Beruf an Anziehungskraft verloren habe. 

Die Studie zeigt auch, dass die Bewertung der

Attraktivität des Arztberufs keineswegs nur eine

Frage des Einkommens ist, sondern ganz we-

sentlich auch von anderen Faktoren bestimmt

wird. So brauchen wir endlich wieder verlässli-

che Rahmenbedingungen für die Praxen. Wir

brauchen mehr Stellen in den Kliniken, nicht zu-

letzt damit dort gute Weiterbildung stattfinden

kann. Wir brauchen den Abbau von Bürokratie. 

Ganz wesentlich wird auch sein, dass Ärztin-

nen und Ärzte Beruf und Familie künftig besser

miteinander vereinbaren können, etwa durch

bessere Kinderbetreuung und flexible Arbeits-

zeitmodelle (siehe auch „Neue Ärztinnen braucht

das Land“, Seite 14). 

Wenn talentierte junge Leute keine vernünf-

 tigen Arbeitsbedingungen zu erwarten haben,

dann suchen sie sich Alternativen. Diese Kolle-

ginnen und Kollegen aber fehlen dann zur Patien-

ten versorgung in Krankenhaus und Praxis.

Der neue Gesundheitsminister weiß, dass die

künftige Qualität der gesundheitlichen Versor-

gung entscheidend davon abhängt, wie attraktiv

der Arztberuf für die nachwachsenden Genera-

tionen sein wird. Deshalb bin ich zuversichtlich,

dass unsere Beratungen zu diesem Thema beim

114. Deutschen Ärztetag, der am 31. Mai in Kiel

beginnt, Früchte tragen werden.
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Der neue Bundesgesundheits-
minister Daniel Bahr wird die
Politik zur Bekämpfung des
Ärztemangels nahtlos fortführen.
Foto: dpa


